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Gewalt an Schulen ernst nehmen: Lehrkräfte besser schützen, Vorfälle erfassen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit der Veröffentlichung der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) des Bundes für das Jahr 
20251 liegen aktuelle Zahlen zur Kriminalitätsentwicklung in Deutschland vor. Diese machen 
deutlich, dass Gewalt gegen Lehrkräfte weiterhin ein ernstzunehmendes Problem darstellt: 
Bundesweit wurden 4.129 Lehrkräfte als Opfer von Straftaten im Zusammenhang mit ihrer 
beruflichen Tätigkeit erfasst. Besonders häufig handelt es sich dabei um Körperverletzungen 
sowie Bedrohungen. Im Vergleich zum Vorjahr ist dabei bundesweit keine signifikante Reduk-
tion der Fallzahlen festzustellen. 
 
Die Zahlen verdeutlichen, dass sich Konflikte und Gewaltphänomene zunehmend auch im 
schulischen Umfeld widerspiegeln. Schulen sind längst nicht mehr nur Orte des Lernens, son-
dern sehen sich in wachsendem Maße mit Herausforderungen konfrontiert, die aus gesamt-
gesellschaftlichen Entwicklungen resultieren. Für Nordrhein-Westfalen stellt sich vor diesem 
Hintergrund die Frage, wie sich die Lage konkret darstellt und in welchem Umfang entspre-
chende Vorfälle erfasst werden. 
 
Bereits in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die Datenlage zu Gewaltvorfällen gegen-
über Lehrkräften lückenhaft ist. Insbesondere bleibt unklar, ob und in welcher Form Vorfälle, 
die von Schülerinnen und Schülern sowie deren Eltern ausgehen, systematisch dokumentiert 
und ausgewertet werden. Eine unzureichende Erfassung erschwert jedoch eine realistische 
Einschätzung der Situation erheblich. 
 
Zugleich ist eine belastbare Datengrundlage Voraussetzung, geeignete Maßnahmen zur Prä-
vention und Intervention zu entwickeln sowie betroffene Lehrkräfte wirksam zu unterstützen. 
Ohne eine differenzierte Datenerhebung bleibt unklar, auf welcher Grundlage bestehende 
Maßnahmen bewertet und weiterentwickelt werden. 
 
Die vorliegenden Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik machen den anhaltenden Hand-
lungsbedarf deutlich. Um Gewalt gegen Lehrkräfte wirksam zu begegnen, ist die 

 
1 Bundeskriminalamt (BKA), Polizeiliche Kriminalstatistik 2025, Standardtabellen, Tabelle 94: „Opfer 
nach Alter und Geschlecht im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung“, hier: Untertabelle (T942) „Aufglie-
derung der Teilmenge 'Beruf/Tätigkeit' (ohne 'Vollstreckungsbeamte und Rettungsdienstkräfte')“. 
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Schulministerin als oberste Dienstherrin gefordert, Gewaltvorfälle gegen Lehrkräfte systema-
tisch zu erfassen und gezieltere Maßnahmen sowohl zum Schutz von Lehrkräften als auch zur 
Prävention zu entwickeln. 
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8311 mit Schreiben vom  
28. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern 
beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Es ist das erklärte Ziel der Landesregierung, sich jeder Form von Gewalt entgegenzustellen 
und ihre Beschäftigten durch gezielte Präventionsprogramme gemeinsam mit weiteren Part-
nern zu schützen. Für jeden einzelnen Vorfall muss klar sein: Gewalt hat keinen Platz an den 
Schulen. Jeder, der am Schulleben beteiligt ist, muss sich sicher fühlen. Respekt, Wertschät-
zung und die Bereitschaft, Konflikte friedlich auszutragen, müssen elementare Werte auf dem 
Schulhof und in den Klassenräumen sein. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Antworten auf die in dieser Kleinen Anfrage 
gestellten Fragen nicht im Widerspruch zu den Antworten der Kleinen Anfrage 5233 stehen. 
Die Fragestellungen sind nicht deckungsgleich. Insoweit sind die hier dargestellten Fallzahlen 
mit denen in der Kleinen Anfrage 5233 ausgewiesenen Fallzahlen nur eingeschränkt vergleich-
bar. 
 
 
1. Wie viele Vorfälle gegenüber Lehrkräften im schulischen Kontext, ausgehend von 

Schülerinnen und Schülern oder Eltern, sind der Landesregierung seit 2017 be-
kannt? (bitte einschließlich Beleidigungen, Drohungen sowie körperlicher Gewalt, 
aufgeschlüsselt nach Jahren, Regierungsbezirken, Schulformen sowie Art der Ge-
walt) 

 
Datenquelle für die Beantwortung von Fragen zur Kriminalitätsentwicklung ist die Polizeiliche 
Kriminalstatistik. Sie wird nach bundeseinheitlich festgelegten Richtlinien erstellt. Die Erfas-
sung erfolgt nach Abschluss aller kriminalpolizeilichen Ermittlungen und führt häufig zu einem 
zeitlichen Versatz zwischen Bekanntwerden der Straftat und der statistischen Erfassung. 
In der Polizeilichen Kriminalstatistik Nordrhein-Westfalen ist – ergänzend zu den Tatörtlichkei-
ten – seit dem Jahr 2019 das mit einem Fall in Verbindung stehende Ereignis erfass- und 
auswertbar. Auf Schulen bezogen ermöglicht die Trennung von Örtlichkeit und Ereignis eine 
differenzierte Aussage zwischen der reinen „Tatörtlichkeit Schule“ (räumliche Betrachtung) 
und einem schulischen Kontext. Zur Beantwortung der Kleinen Anfrage wurde deshalb das 
Ereignis „Schulische Veranstaltung“ ausgewertet. In den Jahren 2019 bis 2023 wurde in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik das Ereignis „Schulische Veranstaltung“ in Nordrhein-Westfalen 
erfasst, nicht jedoch bundesweit. Seit dem Jahr 2024 wird das Ereignis „Schulische Veranstal-
tung“ bundesweit in der Polizeilichen Kriminalstatistik erfasst. Im Zusammenhang mit Einfüh-
rung der bundesweiten Erfassung erfolgte eine Änderung der bis zu diesem Zeitpunkt in Nord-
rhein-Westfalen gültigen Definition, weshalb die Berichtsjahre ab 2024 mit den Vorjahren nur 
eingeschränkt vergleichbar sind. Eine Erfassung von Daten zu Opfern in der Polizeilichen Kri-
minalstatistik erfolgt grundsätzlich nur bei den sogenannten Opferdelikten. Dies sind Straftaten 
gegen höchstpersönliche Rechtsgüter (Leben, sexuelle Selbstbestimmung, körperliche Unver-
sehrtheit, Freiheit, Ehre). Diese sogenannten Opferdelikte sind durch die Erfassungsrichtlinien 
zur Polizeilichen Kriminalstatistik in einem abschließenden Straftatenkatalog definiert. Aus der 
Polizeilichen Kriminalstatistik kann nicht ausgewertet werden, ob eine Straftat von Schülerin-
nen und Schülern oder von deren Erziehungsberechtigten begangen wurde. Eine separate 
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Erfassung der Tatverdächtigen nach der Beziehung zu den Lehrkräften („Schülerinnen und 
Schülern oder Eltern“) erfolgt in der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht. 
Zur Beantwortung der Frage 1 (Straftaten gegenüber Lehrkräften) wurde die Opferspezifik 
„Lehrkräfte“ ausgewertet. Die Anzahl bekannt gewordener Fälle (nur Opferdelikte) in Verbin-
dung mit dem Ereignis „Schulische Veranstaltung“, in denen mindestens ein Opfer mit der 
Opferspezifik „Lehrkräfte“ erfasst wurde, können – aufgeschlüsselt nach Jahren – der nachfol-
genden Tabelle entnommen werden. 
 

Berichtsjahr Bekannt gewordene Fälle 

2019 320 

2020 202 

2021 97 

2022 220 

2023 356 

2024 395 

2025 372 

 
 
2. Wie begründet die Landesregierung, dass bislang keine umfassende Datenerfas-

sung zu Gewaltvorfällen gegenüber Lehrkräften im schulischen Kontext durch 
Schülerinnen und Schüler oder Eltern erfolgt? 

 
Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. Die Erfassung von weiteren, über die bisherigen 
Daten hinausgehenden Informationen zu Tatverdächtigen ist nicht notwendig. 
 
 
3. Welche konkreten Planungen verfolgt die Landesregierung zur Einführung einer 

systematischen statistischen Erfassung von Gewaltvorfällen gegenüber Lehrkräf-
ten im schulischen Kontext durch Schülerinnen und Schüler oder Eltern? (bitte 
einschließlich eines Zeitplans für die Umsetzung sowie der vorgesehenen Aufga-
ben von Schulleitungen und Bezirksregierungen beantworten) 

 
Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 
 
 
4. Wie haben sich die Fallzahlen zu Gewalttaten im schulischen Kontext mit Tatort 

Schule seit 2017 in der Polizeilichen Kriminalstatistik entwickelt? (bitte differen-
ziert nach Jahren, Straftatbeständen sowie den Opfergruppen Schülerinnen und 
Schüler, Lehrkräfte, Schulpersonal sowie sonstige Personen) 

 
Die Anzahl bekannt gewordener Fälle „Gewaltdelikte“ in Verbindung mit dem Ereignis „Schu-
lische Veranstaltung“ und der Tatörtlichkeit „Schule“ können – aufgeschlüsselt nach Jahren – 
der nachfolgenden Tabelle entnommen werden: 
 

Berichtsjahr Bekannt gewordene Fälle 

2019 2.936 

2020 1.809 

2021    881 

2022 2.432 

2023 4.117 

2024 4.055 

2025 3.526 
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5. Welche Maßnahmen setzt die Landesregierung derzeit zur Unterstützung von 
Lehrkräften bei Gewaltvorfällen im schulischen Kontext bzw. zur Prävention vor 
solchen Vorfällen um? 

 
Die Landesregierung lehnt jede Form von Gewalt ab und stellt sich an die Seite ihrer Beschäf-
tigten. Das Ministerium für Schule und Bildung und die Bezirksregierungen ergreifen vielfältige 
Maßnahmen, um Gewaltvorfällen an den Schulen gegenüber Landesbeschäftigten begegnen 
zu können.  
 
Der Leitfaden „Sicher handeln bei Gewalterfahrungen von Beschäftigten an Schulen“ ergänzt 
zahlreiche bereits auf den Internetseiten des Ministeriums zur Verfügung gestellte Informatio-
nen zu Unterstützungsangeboten (https://www.schulministerium.nrw/system/files/me-
dia/document/file/leitfaden_sicher_handeln_bei_gewalt.pdf) und bietet auf 15 Seiten speziell 
klare Handlungsoptionen bei einem Gewaltvorfall. Er hilft dabei, nach einem Übergriff konse-
quent, rechtssicher und verhältnismäßig zu reagieren. 
Im Übrigen wird auf die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 5233 verwiesen 
(LT-Drs. 18/13572 vom 22. April 2025). 
 
Ergänzend hierzu seien noch folgende Weiterentwicklungen genannt: 
Das Projekt des Ministeriums des Innern und des Ministeriums für Schule und Bildung „mitei-
nander.stark.sicher – Gemeinsam für eine gewaltfreie Schule“ hat das Ziel, der Gewaltdelin-
quenz von Kindern und Jugendlichen insgesamt sowie konkret an Schulen vorzubeugen und 
die Lehrkräfte im Umgang mit Gewalt durch Kinder und Jugendliche zu stärken. 
 
Es beruht auf drei Säulen: 
1. Unterstützung des Schulpersonals in Bezug auf Vorsorge, Umgang mit Gewalt und 

Nachsorge, 
2. Unterrichtseinheiten für ein gewaltfreies Miteinander, 
3. Schulhofgespräche. 
 
Erste Rückmeldungen der beteiligten Schulen und der Polizei zeigen, dass es sich um ein 
erfolgreiches Pilotprojekt handelt. Die abschließende Evaluation findet gerade statt, sodass 
nach Auswertung über die Form der Weiterführung entschieden werden kann. 
Ab dem Schuljahr 2026/2027 wird landesweit im Rahmen der Fortbildungsmaßnahme für 
Lehrkräfte ein Deeskalationstraining angeboten. Dieses wird direkt nach den Sommerferien 
für Lehrkräfte buchbar sein.  
 
Das Programm MindOut bietet weiterführenden Schulen eine kompetenzbasierte Förderung 
des sozialen und emotionalen Wohlbefindens von jungen Menschen im Alter von ca. 15 bis 18 
Jahren (ab Klasse 9) an und steht zurzeit allen Startchancen-Schulen zur Verfügung. MindOut 
basiert auf fünf Schlüsselkompetenzen des sozialen und emotionalen Lernens mit dem Ziel, 
diese zu fördern: Selbstwahrnehmung, -management, soziales Bewusstsein, Beziehungsfä-
higkeiten sowie verantwortungsbewusstes Entscheiden. 
 
Diese Angebote leisten einen relevanten Beitrag zur Öffnung von Schule, zur Vernetzung im 
Sozialraum, zur Stärkung der multiprofessionellen Zusammenarbeit aller Akteure in Schule 
sowie zur Einbindung der Familien, die eine große Rolle für eine gelingende Bildungsbiografie 
ihrer Kinder spielen. 
 
In Nordrhein-Westfalen hat die Kriminalprävention einen besonders hohen Stellenwert und 
wird als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe betrachtet, die auf vernetzte, interdisziplinäre 
und übergreifende Weise umgesetzt wird. Die polizeiliche Kriminalprävention in Nordrhein-
Westfalen erfolgt auf Grundlage des Erlasses "Polizeiliche Kriminalprävention" und umfasst 
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alle Maßnahmen zur Vorbeugung und Verhütung von Straftaten. Dieser Erlass legt nicht nur 
Grundsätze der Aufgabenwahrnehmung fest, sondern definiert auch Standards für die Prä-
vention in spezifischen Bereichen, wie beispielsweise der Gewaltprävention gegen Lehrkräfte, 
welche ebenfalls in den oben aufgeführten Angeboten dargelegt wurden. 
 
Ergänzend zu den oben genannten Maßnahmen übernimmt das Landeskriminalamt Nord-
rhein-Westfalen die landeszentralen Aufgaben der Auswertung, Analyse und Erstellung von 
Fachkonzepten. Es informiert zudem in der jährlichen Polizeilichen Kriminalstatistik Nordrhein-
Westfalen und im Lagebild Jugendkriminalität Nordrhein-Westfalen über die Anzahl der Lehr-
kräfte, die Opfer von Straftaten geworden sind. 
 
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der polizeiliche Opferschutz, der auf dem Runderlass "Poli-
zeilicher Opferschutz" basiert. In allen Kreispolizeibehörden gibt es Opferschutzbeauftragte, 
die Betroffene, einschließlich Lehr- und pädagogischer Fachkräfte, im Falle von Straftaten un-
terstützen. Die Maßnahmen umfassen zielgerichtete Informationen über den Ablauf des Er-
mittlungsverfahrens, die Feststellung des Unterstützungsbedarfs und die bedarfsgerechte Ver-
mittlung an Opferhilfeeinrichtungen. 
 
 


